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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Gabriele ACHLEITNER als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde der XXXX gegen den Bescheid der Tiroler Gebietskrankenkasse (TGKK) vom 06.06.2016, XXXX, beschlossen:

A)

Das Verfahren wird wegen Zurtickziehung der Beschwerde eingestellt.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid vom 06.06.2016, ZI. XXXX, sprach die Tiroler Gebietskrankenkasse aus, dass XXXX, geb. am XXXX
aufgrund der in personlicher und wirtschaftlicher Abhangigkeit ausgelbten, entgeltlichen Tatigkeit fur die XXXX im
Zeitraum vom 10.02.2011 - 10.06.2012 gemalR & 4 Abs. 2 ASVG iVm & 1 Abs. 1 lit a AIVG der Pflicht(Voll-)Versicherung in
der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung sowie Arbeitslosenversicherung unterlegen ist.

2. Mit Schreiben vom 17.06.2016 erhob die Beschwerdefiihrerin fristgerecht Beschwerde gegen den genannten
Bescheid.

3. Mit Schreiben vom 29.11.2018 wurde mitgeteilt, dass die erhobene Beschwerde zurlickgezogen wird.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
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GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

GemalR 8 414 Abs. 1 ASVG kann gegen Bescheide der Versicherungstrager oder des Bundesministers fir Arbeit,
Soziales und Konsumentenschutz oder des Bundesministers fur Gesundheit in Verwaltungssachen und wegen
Verletzung ihrer (seiner) Entscheidungspflicht in Verwaltungssachen Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht

erhoben werden.

Gemal} § 414 Abs. 2 ASVG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht in Angelegenheiten nach 8 410 Abs. 1 Z 1, 2 und
6 bis 9 auf Antrag einer Partei durch einen Senat; dies gilt auch far Verfahren, in denen die zitierten Angelegenheiten
als Vorfragen zu beurteilen sind. Der Senat besteht aus einem/einer vorsitzenden Richterln und zwei fachkundigen
Laienrichter/inne/n, von denen der/die eine dem Kreis der Dienstnehmerinnen und der/die andere dem Kreis der
Dienstgeber anzugehdren hat. Der Antrag ist gleichzeitig mit der Beschwerde oder dem Vorlageantrag oder binnen vier

Wochen ab Zustellung der Beschwerde einzubringen.

Ein derartiger Antrag wurde nicht gestellt, daher obliegt in der gegenstandlichen Rechtssache die Entscheidung dem

nach der jeweils geltenden Geschaftsversteilung des Bundesverwaltungsgerichts zustandigen Einzelrichter.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. | Nr.
33/2013, geregelt (8 1 leg.cit.). GemaR § 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt

des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR 8§ 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu féllen ist.

Gemal’ § 13 Abs. 7 AVG kénnen Anbringen in jeder Lage des Verfahrens zurtickgezogen werden.
Zu A)

Da die Beschwerdeflhrerin ihre Beschwerde gegen den Bescheid der Tiroler Gebietskrankenkasse vom 06.06.2016
zuruickgezogen hat, ist der angefochtene Bescheid rechtskraftig geworden. Das diesbeztigliche Beschwerdeverfahren
ist gemald 8 13 Abs. 7 AVGiVm 88 28 Abs. 1 und 31 Abs. 1 VwGVG mit Beschluss einzustellen.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemdalR§ 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrtinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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